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Text 

§ 14. (1) Zivildienstpflichtigen, die zu dem im § 25 Abs. 1 Z 4 WG 2001 genannten Zeitpunkt in 
Berufsvorbereitung, Schul- oder Hochschulausbildung stehen, ist – sofern Erfordernisse des Zivildienstes 
nicht entgegenstehen – auf deren Antrag der Antritt des ordentlichen Zivildienstes bis zum Abschluß der 
begonnenen Ausbildung oder Berufsvorbereitung, längstens jedoch bis zum Ablauf des 15. September 
des Kalenderjahres aufzuschieben, in dem die Zivildienstpflichtigen das 28. Lebensjahr vollenden. Im 
Falle der Einbringung einer Zivildiensterklärung nach vollständiger Ableistung des Grundwehrdienstes 
gilt als maßgeblicher Zeitpunkt jener des Entstehens der Zivildienstpflicht. 

(2) Zivildienstpflichtigen ist auf Antrag der ordentliche Zivildienst aufzuschieben, wenn 
Erfordernisse des Zivildienstes nicht entgegenstehen, sie noch nicht zum ordentlichen Zivildienst mit 
Dienstantritt innerhalb eines Jahres nach Wirksamwerden der Zivildiensterklärung oder nach Ende des 
Aufschubes gemäß Abs. 1 zugewiesen sind und durch die Unterbrechung einer Berufsvorbereitung, 
Schul- oder Hochschulausbildung, die sie nach dem in § 25 Abs. 1 Z 4 WG 2001 genannten Zeitpunkt 
begonnen haben, einen bedeutenden Nachteil erleiden würden. Dasselbe gilt, wenn der 
Zivildienstpflichtige ohne zugewiesen zu sein, eine weiterführende Ausbildung, etwa ein 
Hochschulstudium, begonnen hat und eine Unterbrechung der Ausbildung eine außerordentliche Härte 
bedeuten würde. 

(3) Der Aufschub kann in den Fällen des Abs. 2 bis zum Abschluß der begonnenen Ausbildung oder 
Berufsvorbereitung, längstens jedoch bis zum Ablauf des 15. September des Kalenderjahres gewährt 
werden, in dem die Zivildienstpflichtigen das 28. Lebensjahr vollenden. 

(4) Der Bescheid, mit dem der Aufschub verfügt wird, setzt einen allfälligen Zuweisungsbescheid 
außer Kraft. § 13 Abs. 3 und 4 gilt mit der Maßgabe, daß der Nachweis jedes zweite Jahr zu erbringen ist. 

(5) Der Zivildienstpflichtige, dessen Zivildienst aufgeschoben wurde, hat den vorzeitigen Wegfall 
der Voraussetzungen für den Aufschub unverzüglich der Zivildienstserviceagentur mitzuteilen. 
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